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Die Staatsanwaltschaft See / Oberland

hat in Sachen gegen

Unbekannte Organe der GiroGredit Bank (Schweiz) AG, Brandschenkestrasse 41, 8002
Zürich

Unbekannte Organe der GiroGredit Bank, Aktiengesellschaft der Sparkasse Wien

betreffend Betrug

aus folqenden Gründen:

l. Vorqeschichte (Unt. Nr. 1997/000659)

1. R. Thomas Westermeier erstattete am 12. September 1991 bei der damaligen Bezirks-

anwaltschaft Zürich Strafanzeige wegen ungetreuer Geschäftsführung und Verletzung des

Bankgeheimnisses gegen Organe der Fa. Bankinvest [später GiroCredit Bank (Schweiz) AG

resp. Rabobank (Schweiz) AGl. Dieses Verfahren wurde am 17. Juli 1995 rechtskräftig ein-

gestellt.

Bei der damaligen Bezirksanwaltschaft Zürich ging am 11. November 1994 eine weitere

Strafanzeige von R. Thomas Westermeier resp. der Tarapaca Investment Ltd. gegen unbe-

kannte Organe der GiroCredit Bank (Schweiz) AG und gegen RA Dr. A. Blatter wegen Kre-

ditschädigung ein. Dieser Sachverhalt wurde in der Folge abgetrennt und separat durch die

damalige Bezirksanwaltschaft Hinwil behandelt; er war Gegenstand des Verfahrens Unt. Nr.

1997/000659.

Der Anzeige lag folgender Sachverhalt zu Grunde:

Am 30. September 1982 gewährte die "Bankinvest Ltd" der Fa. l'niochos Shipping Com-

pany" in Piräus/GR (hiernach "lniochos") einen Kredit über US$ 2,6 Mio. ("Loan agree-
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ment"). Rechtsnachfolgerin der "Bankinvest Ltd" wurde die "GiroCredit Bank (Schweiz)

AG" (hiernach "GiroCredit"). Diese wurde infolge Fusion mit der Rahobank (Schweiz) AG
am 15. Februar 1996 aufgelöst. Auch die Rabobank (SchweizAG wurde infolge Fusion auf-
gelöst, und zwar durch Beschluss der Generalversammlung vom 28. Juni 2002 wegen Fusi-
on mit der ,,Bank Sarasln & Cie AG". Dieser Darlehensvertrag ersetzte denjenigen vom
28.9.1978 zwischen der GiroCredit (vormals Bankinvest) und der liechtensteinischen Brief-

kastenfirma "Profina Produktions- und Finanzierungsanstalt Vaduz", die wie die Fa. Iniochos

mit dem Griechen Marcos Kiosseoglou verbunden war. Nachdem dieser Kredit nicht oder
nur tei lweise bedient wurde, erfolgte am 30.9.1982 ein "rescheduling", wobei u.a. ein

Schuldnerwechsel stattfand.

Der damalige Angeschuldigte, RA Dr. A. Blatter war bis 1988 Rechtskonsulent der'Bankin-
vest Ltd" und danach deren Anwalt und hatte bezüglich des "Griechenlandkredites" eine be-
ratende Funktion.

Die Fa. "Tarapaca Investment Ltd" (hiernach "Tarapaca"), deren Alleinaktionär und wirt-
schaftlicher Eigentümer R. Thomas Westermeier war, beteiligte sich mit US$ 380'000 an
diesem Darlehen (Unterbeteil igungsvertrag vom 26. Mai 1983). Die Unterbeteil igung bestand
schon zuvor unC war am 1. April 198C ',,cn rjer Atlantisbank an die Tai'apaca verkauft wor-
den. lhr Nominalwert wurde aber im Zuge des rescheduling um die ausstehenden Zinsen auf
US$ 380'000.-- erhöht.

Trotz verschiedener Mahnungen wurde der Kredit von der Fa. Iniochos nicht ordnungsge-
mäss bedient.

2. Als Sicherheit für den "Griechenlandkredit" waren u.a. ein Stockwerkeiqentumsanteil in Pi-
räus sowie eine grössere Anzahl Aktien der Fa. "Halkis Cement Co. SA" (hiernach "Halkis")
vorhanden. Da die Fa. lniochos ihren Verpfl ichtungen nicht nachkam, wurde damit begon-
nen, die vertraglichen Sicherheiten zu verurerten.

Das Bürogebäude in Piräus wurde am 24. März 1987 für US$ 134 766.03 mittels Versteige-
rung verkauft; am 21. November 1988 wurden dem lniochos-Kreditkonto formell US$
114'000 gutgeschrieben (Verkaufspreis abzüglich Steuern und Gebühren). Dieser Betrag war
gemäss Zitt. 10.1 des "Zugervertrags" vom 18. Juli 1988 (vgl. unten Ziff .3) zweckgebunden.

Er musste zur verkaufsmässigen Aufbereitung (Boden- und Landschaftsstudien, Säuberung

des Landes etc.) des Karavostassi-Grundstücks verwendet werden, sobald dieses einmal

der Bank gehören sollte.
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3. Am 18. Juli 19BB kam es zwischen der "Giro Credit Bank (Schweiz) AG" und der Fa.

Iniochos Shipping Company" zu einem Vergleich, dem sogenannten "Zugervertrag". Die

Bank hatte eigene Nachforschungen betrieben und nach weiteren Vermögenswerten von

Marcos Kiosseoglou gesucht, auf welche sie zur Vermeidung eines Ausfalls aus dem Prob-

lemkredit greifen könnte. Dabei wurde ein grösseres Grundstück auf der Halbinsel Pelopon-

nes, das "Karavostassi-Grundstück" entdeckt, welches im Eigentum Kiosseoglous stand.

Es erstreckt sich über mehr als 500'000 m2 und liegt direkt am Meer. Die Bankinvest bemüh-

te sich daraufhin, eine Hypothek von GRD 350 Mio (was den geforderten US$ 2,6 Mio. ent-

sprach) auf dieses Grundstück vormerken zu lassen. Dabei stellte sich heraus, dass auch

die Profina, die Continental l l l inois Bank und die National Bank of Greece entsprechende

Vormerkungen hatten eintragen lassen. Vor diesem Hintergrund kam es zu Vergleichsge-

sprächen zwischen der Bank und Kiosseoglou, die schliesslich am 18. Juli 1988 zu einer

Vergleichsvereinbarung fühden ("Zuger Agreement"). lnhalt des Vergleichs war u.a., dass

die GiroCredit Bank auf die Zinszahlungen verzichtet, d.h. ihre Forderung aus dem Darle-

hensvertrag auf US$ 2,6 Mio. reduziert und einen direkten Titel auf dieses Grundstück erhält.

Weiter wurde eine detail l ierte Regelung für die Verwendung des Erlöses aus dem Verkauf

der Halkis-Aktien getroffen. Vorab sollten die beiden Hypotheken der Continental l l l inois

Bank (GRD 43'400'000.--) und der ir lational Bank cf Greece (GRD 300'000'00C.-) gelöscht

werden.

4. Wie im enruähnten Vergleich zwischen GiroCredit und der Fa. Iniochos vereinbart, wur-

den zwischen Dezember 1989 und März 1990 insgesamt 309'334 Halkis Aktien verkauft. Ur-

sprünglich war vorgesehen, 529 344 Aktien der Fa. Halkis zu verkaufen. Der Rest war aber

noch unverkauft, weil diese Aktien gemäss Entscheid des Geldmarktausschusses der Athe-

ner Börse nicht an der Börse gehandelt werden dürfen. Mit Schreiben vom 14. Mai 1993

wurde R. Th. Westermeier über den Verkauf der Aktien orientiert.

Der Erlös derverkauften Aktien (DM 1,7957 Mio.) wurde am 8. Januar 1991 auf ein Escrow-

Konto beim Schweizerischen Bankverein in Zürich gelegt (Konto Nr. PO-205,007.1). Konto-

inhaber waren die jeweiligen griechischen Parteianwälte Papakonstantinou und Zournatzis.

Die Aufteilung des Kontos erfolgte schliesslich gemäss "Berner Agreement" (vgl. unten Ziff.

5.) Das Konto wurde am 13J.1994 mit DM 13'055,- saldiert; dieser Betrag ging an die Gi-

roCredit.

5. Zwischen der GiroCredit und der Profina bestand eine Uneinigkeit bezüglich Zeitpunkt

und Verteilung des Erlöses aus dem Verkauf der Halkis-Aktien. Mitte 1993 wurde die Bank

darüber orientiert, dass mit dem baldigen Ableben Kiosseoglous zu rechnen sei. Man be-
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fürchtete daher, dass der griechische Staat aufgrund der hohen Verschuldung Kiosseoglous

Eigentümer des Grundstücks Karavostassi werden könnte. Aus diesem Grund wollte man

das Grundstück unbedingt vor dem Tod Kiosseoglous ersteigern. Daher kam es am 23. Juni

1g94 nach mehr als einjährigen Verhandlungen zwischen der GiroCredit, der Fa. Profina

und M. Kiosseoglou zu einer weiteren Vereinbarung ("Berner Agreement"), wonach u'a. die

profina die drei Hypotheken an die GiroCredit zediert. Das heisst, die Bank konnte das

Grundstück als Alleineigentümerin übernehmen. Weiter wurde in dieser Vereinbarung die

Aufteilung des Escrow-Kontos geregelt (Zttf 2.2. und 3.1). Die Fa. Profina erhielt insgesamt

DM 1'1 16'725.-; ein Teil ging an die Parteianwälte und der Rest (DM 13'055.--) an die Gi-

roCredit.

Eine Kopie des Entwurfs des "Berner Agreement" wurde R. Thomas Westermeier zugestellt'

6. In der Folge wurde die Briefkastenfirma "HARKIN Ltd. " mit Sitz in lr land gegründet und

zwar ausschliesslich zu dem Zweck, dass sie das Grundstück "Karavostassi" ersteigert. Die

,,Harkin" war eine hundertprozentige Tochter der GiroCredit Bank. Damit sollte eine Hand-

änderungssteuer beim Verkauf des Grundstückes verhindert werden. Am 21 . Juli 1994 trat

die Girocredit die Schuldbriefe über GRD 550 Mio. auf das Grundstück Karavostassi an die

.Harkin" ab, welche das Grundstück am 27. Juli 1994 für GRD 541 lvlio ersteigerte.

Jahrelang war in Griechenland ein Rechtsstreit über die Frage hängig, ob die Ersteigerung

des Grundstücks durch die "Harkin" rechtmässig sei. 1999 war es gelungen, diesen Rechts-

streit zugunsten der Bank zu entscheiden.

7 . lm Februar 1g94 übernahm die GiroCredit Wien, welche infolge Fusion in der "Ersten

Bank der österreichischen Sparkassen AG" (hiernach EBOS) aufgegangen war, das wirt-

schafiliche Risiko an verschiedenen Problemkrediten ihrer Tochter GiroCredit Zürich, darun-

ter auch am Kredit Iniochos (die GiroCredit Zürich hatte das aktive Kommerzgeschäft auf-

gegeben). Dies geschah vorerst in Form einer sti l len Unterbeteil igung. Dann wurde eine

neue Regelung getroffen und der Iniochos Kredit nach wien verkauft (Risikobeteiligungsver-

trag vom ZO.l22. September 1994). Allerdings verblieb die Unterbeteiligung der Tarapaca

bei der GiroCredit Zürich.

Die EBOS verlangte am 22.12.97 von der Rabobank, dass anhand der alten GiroCredit

Kontendokumentationen die Kundenverbindungen Iniochos und Tarapaca wieder eröffnet

werden, weil die Tarapaca der Forderungsübertragung nie zugestimmt hatte' Sämtliche Ri-

siken aus der Forderung Iniochos wurden gemäss Unterstützungsvertrag vom 22'1.96 durch

die EBOS übernommen.
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8. Der Anzeigeerstatter R. Th. Westermeier war seinerzeit der Auffassung, die verantwort-

lichen Organe der Bank resp. RA Dr. A. Blatter hätten im Zusammenhang mit dem lniochos-

Kredit verschiedene strafbare Handlungen begangen. Die damalige Bezirksanwaltschaft

Hinwil stel l te die umfangreiche Untersuchung am 4. August 1999 jedoch ein (act. 5) und die

Rekurse gegen diese Ver-fügung wurden sowohl durch das Bezirksgericht Zürich als auch

durch das Obergericht des Kantons Zürich abgewiesen.

ll. Strafanzeige vom 22. November 2005

1. Am 22. November 2005 reichte R. Rh. Westermeier eine neue Strafanzeige gegen Unbe-

kannte Organe der GiroCredit Bank (Schweiz) AG / Unbekannte Organe der GiroCredit Bank

Aktiengesellschaft der Sparkasse Wien AG (Rechtsnachfolgerin: Erste Bank der österreichi-

schen Sparkassen AG) wegen Betrugs etc. ein (act. 1), welche an die Staatsanwaltschaft

See/Oberland zur Bearbeitung weitergeleitet wurde. In der Folge wurde dem Geschädigten

am 23.06.2006 ein unentgeltlicher Rechtsbeistand in der Person von RA lic. iur. Eduard M.

Barcikorarski beigegeben (act. 7/5). Dieser reichte am20. Juli 2007 eine umfangreiche ,,Ana-

lyse der strafrechtlichen Situation der zwischenzeitlich ergangene zivilrechtlichen Urteile un-

ter Berücksichtigung der bisherigen Untersuchungsergebnisse" ein und beantragte verschie-

dene Untersuchungshandlungen (act. 3).

Grund für die weitere Strafanzeige war die Tatsache, dass das Bezirksgericht Zürich am 16.

September 2002 (act. 214) resp. das Obergericht des Kantons Zürich am 27. August 2004

(act. 215) zivilrechtlich anders entschieden als die früher damit befassten Gerichte (auf den

damaligen Zivilurteilen hatte u.a. auch die Einstellungsverfügung vom 4. August 1999 ba-

siert). So wurde nun u.a. festgestellt, dass die fäll ige Forderung der Tarapaca gegenüber der

Bank im Betrag von US$ 359'925.14 besteht. resp. dass die Bank die im Zusammenhang

mit dem Iniochos Kredit envirtschafteten Sicherheiten mit dem Risikobeteiligungsvertrag vom

2072Z3g.igg4 aus der Hand gegeben hatte. Der Anzeigeerstatter vertritt die Auffassung,

dass daher der Sachverhalt (Abschluss des Risikobeteiligungsvertrages vom

20.122.09.19g4) heute anders zu beurteilen sei, nämlich als Betrug im Sinne von Art. '146

StGB.

2. Das durch die damalige Bezirksanwaltschaft Hinwil geführte Strafverfahren, welches u.a.

den fraglichen Risikobeteil igungsvertrag aus dem Jahre 1994 zum lnhalt hatte, wurde wie
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eruähnt am4. August 1999 rechtskräftig eingestellt. Es stelltsich somitdie Frage, ob die in

Frage kommenden Tatbestände nicht bereits verjährt sind.

2.1 Das revidierte Verjährungsrecht trat am 1. Oktober 2002 in Kraft. Vor diesem Datum

begangene Straftaten verjähren damit nach altem Recht, es sei denn, das neue Recht sei

das für den Täter mildere.

2.2 Betrug im Sinne von Art. 146 SIGB wurde bis Ende 2006 mit Zuchthaus bis zu fünf Jah-

ren oder mit Gefängnis von drei Tagen bis zu drei Jahren bestraft (ab 1. Januar 2007 Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe). Damit unterlag der Tatbestand der Verjäh-

rungsfrist von zehn Jahren (Art. 70 Abs. 2 aStGB). Die Verjährungsfrist wurde indessen

durch jede Untersuchungshandlung einer Strafverfolgungsbehörde gegenüber dem Täter

unterbrochen (Art. 72 Ziff . 2 Abs. 1 aStGB) und begann in diesem Falle mit der Unterbre-

chungshandlung neu zu laufen, wobei die Strafverfolgung in jedem Falle verjährt war, wenn

die ordentliche Verjährungsfrist um die Hälfte überschritten war .4irt..722if1.2 Abs. 2 aStGB).

2.3 Gemäss Art. 97 Abs. 1 l it. b STGB in der heute geltenden Fassung verjähren die mit

einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren bedrohten Taten 15 Jahre nach Ausführung

der strafbaren Handlungen. Die Verjährung kann nicht mehr unterbrochen werden.

2.4 Der Anzeigeerstaiter erbiickt - wie oben ciargelegt - einen Betrug im Risikobeteil igungs-

vertrag vom 20.122. September 1 994.

2.5 Nach neuem Recht ist die Tat damit noch nicht verjährt, nach altem Recht dagegen seit

dem 22. September 2004, soweit die Verjährung nicht unterbrochen wurde und neu zu lau-

fen begann. Damit en,reist sich das neue Recht nicht als das mildere, weshalb das alte Ver-

jährungsrecht anzuwenden ist.

2.6 Es stellt sich deshalb die Frage, ob bis zum 22. September 2004 in Bezug auf den an-

gezeigten Betrugstatbestand Untersuchungshandlungen erfolgten, welche die Verjährung

unterbrochen haben. Dies ist zu verneinen: Bis zum 22. September 2004 erfolgten keinerlei

Handlungen der Strafverfolgungsbehörde gegenüber dem Täter, die dem Fortgang des Ver-

fahrens gedient hätten und nach aussen in Erscheinung getreten wären (so die Definition der

massgeblichen Unterbrechungshandlungen, vgl. Trechsel, Schweizerisches Strafgesetz-

buch, Kurzkommentar 2. Auflage 1997, N. 2 zu Art.72 StGB). Selbst wenn man, wie das die

Praxis getan hat, Anträge des Verteidigers - und mithin auch des Geschädigten - auf Ergän-

zung der Untersuchung als verjährungsunterbrechende Handlungen ansehen wollte (Trech-

sel, a.a.O., der dies allerdings für nicht mit dem Gesetz vereinbar hält), läge eine solche nicht

vor, da der Geschädigte seine neue Anzeige aufgrund des obergerichtl ichen Urteils vom27.

August 2004, eingegangen bei ihm am 9. September 2004, erst am 22. November 2005 er-
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stattete, sodass die Strafuntersuchungsbehörde gar nicht in der Lage war, verjährungsunter-

brechende Untersuchungshandlungen vorzunehmen.

Anderseits können die in den Jahren 1997 bis 1999 erfolgten Untersuchungshandlungen

der damaligen Bezirksanwaltschaft Hinwil nicht als verjährungsunterbrechende gelten, da sie

auf die Abklärung des gleichen sachverhaltes in Bezug auf den damals erhobenen Vorwurf

der Veruntreuung erfolgten und jene Untersuchung rechtskräftig eingestellt worden ist.

2.7 Zusammengefasst ergibt sich somit, dass der in Frage kommende Tatbestand des Be-

truges verjährt ist, weshalb das Verfahren ohne Weiterungen einzustellen ist.

3. Die Kosten, inklusive derjenigen des unentgeltl ichen Rechtsbeistandes des Geschädig-

ten. deren Höhe noch festzusetzen ist, sind auf die staatskasse zu nehmen'
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1.

2 .

ve r füg t :

Die Untersuchung wird eingestellt.

Die Kosten werden auf die Staatskasse qenommen.
Diese bestehen in:

Staatsgebühr

Kanzlei kostenpauschale

0.00 Auslagen (allfäll ige weitere vorbehalten)

Kosten unentgeltlicher Rechtsbeistand des/der Gesch.

Fr. 0.00 Total

Mitteilung an:

I die Leitung der Staatsanwaltschaft See / Oberland zur Genehmigung

I die Bank Sarasin & Cie AG, Elisabethenstrasse 62, 4051 Basel, Zweigniederlassung
Zürich: Löwenstrasse 11, 8001 Zürich

r die Erste Bank der österreichischen Sparkassen AG, Graben 21, A-1010 Wien

r den Geschädigten,

o T'homas Rudolf \v'esterrneiei', Beckenhofstrasse 13, 8006 Züi-ich, dui'ch seinen
Vertreter RA lic. iur. Eduard M. Barcikowski, Zollikerstrasse 4, Postfach 1969,
8032 Zürich

sowie nach Eintritt der Rechtskraft an:

r die Kasse der Staatsanwaltschaft See / Oberland

Ein Rekurs gegen diese Einstellungsverfügung kann innert 20 Tagen, von der Mitteilung
an gerechnet, schrift l ich begründet und unter Beilage dieser Verfügung beim Obergericht
des Kantons Zürich, lll. Strafkammer, Hirschengraben 13115, Postfach, 8023Zürich, ein-
gereicht werden.

Der Geschädigte, der Angeschuldigte sowie der Verzeiger können binnen 20 Tagen, von
dieser Mitteilung an gerechnet, durch schriftliche Erklärung beim Einzelrichter des Bezir-
kes Zürich, 8000 Zürich gerichtliche Beurteilung des Entscheides über Kosten und Ent-
schädigung verlangen. Erfolgt diese Erklärung ohne Begründung, so wird aufgrund der
Akten entschieden.

Staatsanwaltschaft See/Oberland
Genehmigt am Der Stv,

Fr.

Fr.
Fr.

Fr.

3.

4 .

iur. l. 1tr/atzinger, Staatsa

f ./O.2tv/

l ic.iur,

e Siaatsanwalt


